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Auszug aus dem  

Strafgesetzbuch (StGB) 

 

Zivil- und wirtschaftsrechtlich relevante Vorschrif ten,  
insbesondere im Hinblick auf § 823 Abs. 2 BGB 

 

 

 

I.  Aus dem Allgemeinen Teil:  

 

§ 13 Begehen durch Unterlassen  
 
(1) Wer es unterläßt, einen Erfolg abzuwenden, der zum Tatbestand eines Strafge-
setzes gehört, ist nach diesem Gesetz nur dann strafbar, wenn er rechtlich dafür 
einzustehen hat, daß der Erfolg nicht eintritt, und wenn das Unterlassen der Verwirk-
lichung des gesetzlichen Tatbestandes durch ein Tun entspricht. 
 
(2) Die Strafe kann nach § 49 Abs. 1 gemildert werden. 
 
§ 14 Handeln für einen anderen  
 
(1) Handelt jemand 
1.  als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied 

eines solchen Organs, 
2.  als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen Personengesell-

schaft oder 
3.  als gesetzlicher Vertreter eines anderen, 
so ist ein Gesetz, nach dem besondere persönliche Eigenschaften, Verhältnisse oder 
Umstände (besondere persönliche Merkmale) die Strafbarkeit begründen, auch auf 
den Vertreter anzuwenden, wenn diese Merkmale zwar nicht bei ihm, aber bei dem 
Vertretenen vorliegen. 
 
(2) Ist jemand von dem Inhaber eines Betriebs oder einem sonst dazu Befugten 
1.  beauftragt, den Betrieb ganz oder zum Teil zu leiten, oder 
2.  ausdrücklich beauftragt, in eigener Verantwortung Aufgaben wahrzunehmen, die 

dem Inhaber des Betriebs obliegen, 

und handelt er auf Grund dieses Auftrags, so ist ein Gesetz, nach dem besondere 
persönliche Merkmale die Strafbarkeit begründen, auch auf den Beauftragten anzu-
wenden, wenn diese Merkmale zwar nicht bei ihm, aber bei dem Inhaber des Be-
triebs vorliegen. Dem Betrieb im Sinne des Satzes 1 steht das Unternehmen gleich. 
Handelt jemand auf Grund eines entsprechenden Auftrags für eine Stelle, die Aufga-
ben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, so ist Satz 1 sinngemäß anzuwenden. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn die Rechtshandlung, 
welche die Vertretungsbefugnis oder das Auftragsverhältnis begründen sollte, un-
wirksam ist. 
 
§ 15 Vorsätzliches und fahrlässiges Handeln  
 
Strafbar ist nur vorsätzliches Handeln, wenn nicht das Gesetz fahrlässiges Handeln 
ausdrücklich mit Strafe bedroht. 
 
§ 16 Irrtum über Tatumstände  
 
(1) Wer bei Begehung der Tat einen Umstand nicht kennt, der zum gesetzlichen 
Tatbestand gehört, handelt nicht vorsätzlich. Die Strafbarkeit wegen fahrlässiger 
Begehung bleibt unberührt. 
 
(2) Wer bei Begehung der Tat irrig Umstände annimmt, welche den Tatbestand eines 
milderen Gesetzes verwirklichen würden, kann wegen vorsätzlicher Begehung nur 
nach dem milderen Gesetz bestraft werden. 
 
§ 17 Verbotsirrtum  
 
Fehlt dem Täter bei Begehung der Tat die Einsicht, Unrecht zu tun, so handelt er 
ohne Schuld, wenn er diesen Irrtum nicht vermeiden konnte. Konnte der Täter den 
Irrtum vermeiden, so kann die Strafe nach § 49 Abs. 1 gemildert werden. 
 
§ 19 Schuldunfähigkeit des Kindes  
 
Schuldunfähig ist, wer bei Begehung der Tat noch nicht vierzehn Jahre alt ist. 
 
§ 20 Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störungen  
 
Ohne Schuld handelt, wer bei Begehung der Tat wegen einer krankhaften seelischen 
Störung, wegen einer tiefgreifenden Bewußtseinsstörung oder wegen Schwachsinns 
oder einer schweren anderen seelischen Abartigkeit unfähig ist, das Unrecht der Tat 
einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln. 
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§ 21 Verminderte Schuldfähigkeit  
 
Ist die Fähigkeit des Täters, das Unrecht der Tat einzusehen oder nach dieser Ein-
sicht zu handeln, aus einem der in § 20 bezeichneten Gründe bei Begehung der Tat 
erheblich vermindert, so kann die Strafe nach § 49 Abs. 1 gemildert werden. 
 
§ 22 Begriffsbestimmung 
 
Eine Straftat versucht, wer nach seiner Vorstellung von der Tat zur Verwirklichung 
des Tatbestandes unmittelbar ansetzt. 
 
§ 23 Strafbarkeit des Versuchs  
 
(1) Der Versuch eines Verbrechens ist stets strafbar, der Versuch eines Vergehens 
nur dann, wenn das Gesetz es ausdrücklich bestimmt. 
 
(2) Der Versuch kann milder bestraft werden als die vollendete Tat (§ 49 Abs. 1). 
 
(3) Hat der Täter aus grobem Unverstand verkannt, daß der Versuch nach der Art 
des Gegenstandes, an dem, oder des Mittels, mit dem die Tat begangen werden 
sollte, überhaupt nicht zur Vollendung führen konnte, so kann das Gericht von Strafe 
absehen oder die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2). 
 
§ 24 Rücktritt  
 
(1) Wegen Versuchs wird nicht bestraft, wer freiwillig die weitere Ausführung der Tat 
aufgibt oder deren Vollendung verhindert. 2Wird die Tat ohne Zutun des Zurücktre-
tenden nicht vollendet, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft be-
müht, die Vollendung zu verhindern. 
 
(2) Sind an der Tat mehrere beteiligt, so wird wegen Versuchs nicht bestraft, wer 
freiwillig die Vollendung verhindert. 2Jedoch genügt zu seiner Straflosigkeit sein 
freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, die Vollendung der Tat zu verhindern, wenn 
sie ohne sein Zutun nicht vollendet oder unabhängig von seinem früheren Tatbeitrag 
begangen wird. 
 
§ 25 Täterschaft  
 
(1) Als Täter wird bestraft, wer die Straftat selbst oder durch einen anderen begeht. 
 
(2) Begehen mehrere die Straftat gemeinschaftlich, so wird jeder als Täter bestraft 
(Mittäter). 
 

§ 26 Anstiftung  
 
Als Anstifter wird gleich einem Täter bestraft, wer vorsätzlich einen anderen zu des-
sen vorsätzlich begangener rechtswidriger Tat bestimmt hat. 
 
§ 27 Beihilfe  
 
(1) Als Gehilfe wird bestraft, wer vorsätzlich einem anderen zu dessen vorsätzlich 
begangener rechtswidriger Tat Hilfe geleistet hat. 
 
(2) Die Strafe für den Gehilfen richtet sich nach der Strafdrohung für den Täter. Sie 
ist nach § 49 Abs. 1 zu mildern. 
 
§ 32 Notwehr  
 
(1) Wer eine Tat begeht, die durch Notwehr geboten ist, handelt nicht rechtswidrig. 
 
(2) Notwehr ist die Verteidigung, die erforderlich ist, um einen gegenwärtigen rechts-
widrigen Angriff von sich oder einem anderen abzuwenden. 
 
§ 33 Überschreitung der Notwehr  
 
Überschreitet der Täter die Grenzen der Notwehr aus Verwirrung, Furcht oder 
Schrecken, so wird er nicht bestraft. 
 
§ 34 Rechtfertigender Notstand  
 
Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, 
Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr 
von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei 
Abwägung der widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter 
und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das beein-
trächtigte wesentlich überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemesse-
nes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden. 
 
§ 35 Entschuldigender Notstand  
 
(1) Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib 
oder Freiheit eine rechtswidrige Tat begeht, um die Gefahr von sich, einem Angehö-
rigen oder einer anderen ihm nahestehenden Person abzuwenden, handelt ohne 
Schuld. Dies gilt nicht, soweit dem Täter nach den Umständen, namentlich weil er 
die Gefahr selbst verursacht hat oder weil er in einem besonderen Rechtsverhältnis 
stand, zugemutet werden konnte, die Gefahr hinzunehmen; jedoch kann die Strafe 



Seite 3 von 16 

StGB -  Auszug Wirtschaftsrecht 

nach § 49 Abs. 1 gemildert werden, wenn der Täter nicht mit Rücksicht auf ein be-
sonderes Rechtsverhältnis die Gefahr hinzunehmen hatte. 
 
(2) Nimmt der Täter bei Begehung der Tat irrig Umstände an, welche ihn nach Ab-
satz 1 entschuldigen würden, so wird er nur dann bestraft, wenn er den Irrtum ver-
meiden konnte. Die Strafe ist nach § 49 Abs. 1 zu mildern. 
 

 

II.  Aus dem Besonderen Teil:  

 

§ 223 Körperverletzung  
 
(1) Wer eine andere Person körperlich mißhandelt oder an der Gesundheit schädigt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 229 Fahrlässige Körperverletzung  
 
Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung einer anderen Person verursacht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 240 Nötigung  
 
(1) Wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem 
empfindlichen Übel zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt oder die Androhung 
des Übels zu dem angestrebten Zweck als verwerflich anzusehen ist. 
 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
 
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter  
1.  eine andere Person zu einer sexuellen Handlung nötigt, 
2.  eine Schwangere zum Schwangerschaftsabbruch nötigt oder 
3.  seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht. 
 

§ 242 Diebstahl  
 
(1) Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der Absicht wegnimmt, die 
Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzueignen, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 246 Unterschlagung  
 
(1) Wer eine fremde bewegliche Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig zueig-
net, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die 
Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 
 
(2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 die Sache dem Täter anvertraut, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 
 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 248 b Unbefugter Gebrauch eines Fahrzeugs  
 
(1) Wer ein Kraftfahrzeug oder ein Fahrrad gegen den Willen des Berechtigten in 
Gebrauch nimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
 
(4) Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Vorschrift sind die Fahrzeuge, die durch Maschi-
nenkraft bewegt werden, Landkraftfahrzeuge nur insoweit, als sie nicht an Bahnglei-
se gebunden sind. 
 
§ 248 c Entziehung elektrischer Energie  
 
(1) Wer einer elektrischen Anlage oder Einrichtung fremde elektrische Energie mit-
tels eines Leiters entzieht, der zur ordnungsmäßigen Entnahme von Energie aus der 
Anlage oder Einrichtung nicht bestimmt ist, wird, wenn er die Handlung in der Absicht 
begeht, die elektrische Energie sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzueignen, mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
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(3) Die §§ 247 und 248 a gelten entsprechend. 
 
(4) Wird die in Absatz 1 bezeichnete Handlung in der Absicht begangen, einem an-
deren rechtswidrig Schaden zuzufügen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe. Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
 
§ 249 Raub  
 
(1) Wer mit Gewalt gegen eine Person oder unter Anwendung von Drohungen mit 
gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine fremde bewegliche Sache einem 
anderen in der Absicht wegnimmt, die Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig 
zuzueignen, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft. 
 
(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren. 
 
§ 253 Erpressung  
 
(1) Wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem 
empfindlichen Übel zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt und da-
durch dem Vermögen des Genötigten oder eines anderen Nachteil zufügt, um sich 
oder einen Dritten zu Unrecht zu bereichern, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt oder die Androhung 
des Übels zu dem angestrebten Zweck als verwerflich anzusehen ist. 
 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
 
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter einem 
Jahr. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter gewerbs-
mäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung 
einer Erpressung verbunden hat. 
 
§ 255 Räuberische Erpressung  
 
Wird die Erpressung durch Gewalt gegen eine Person oder unter Anwendung von 
Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben begangen, so ist der Täter 
gleich einem Räuber zu bestrafen. 
 

§ 259 Hehlerei  
 
(1) Wer eine Sache, die ein anderer gestohlen oder sonst durch eine gegen fremdes 
Vermögen gerichtete rechtswidrige Tat erlangt hat, ankauft oder sonst sich oder 
einem Dritten verschafft, sie absetzt oder absetzen hilft, um sich oder einen Dritten 
zu bereichern, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Die §§ 247 und 248 a gelten sinngemäß. 
 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 263 Betrug  
 
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvor-
teil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, daß er durch 
Vorspiegelung falscher oder durch Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsa-
chen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter  
1.  gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten 

Begehung von Urkundenfälschung oder Betrug verbunden hat, 
2.  einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Absicht han-

delt, durch die fortgesetzte Begehung von Betrug eine große Zahl von Men-
schen in die Gefahr des Verlustes von Vermögenswerten zu bringen, 

3.  eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt, 
4.  seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht oder 
5.  einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer zu diesem 

Zweck eine Sache von bedeutendem Wert in Brand gesetzt oder durch eine 
Brandlegung ganz oder teilweise zerstört oder ein Schiff zum Sinken oder 
Stranden gebracht hat. 

 
(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248 a gelten entsprechend. 
 
(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer den Be-
trug als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten 
nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat, gewerbsmäßig begeht. 
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(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 
 
(7) Die §§ 43 a und 73 d sind anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer Bande 
handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 
oder 267 bis 269 verbunden hat. § 73 d ist auch dann anzuwenden, wenn der Täter 
gewerbsmäßig handelt. 
 
§ 263 a Computerbetrug  
 
(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvor-
teil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, daß er das 
Ergebnis eines Datenverarbeitungsvorgangs durch unrichtige Gestaltung des Pro-
gramms, durch Verwendung unrichtiger oder unvollständiger Daten, durch unbefugte 
Verwendung von Daten oder sonst durch unbefugte Einwirkung auf den Ablauf 
beeinflußt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) § 263 Abs. 2 bis 7 gilt entsprechend. 
 
§ 264 Subventionsbetrug  
 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
1.  einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer an-

deren in das Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder Person (Subven-
tionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen für sich oder einen anderen 
unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für ihn oder den anderen vor-
teilhaft sind, 

2.  einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Rechtsvor-
schriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention be-
schränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung verwendet, 

3.  den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die Subventions-
vergabe über subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis läßt oder 

4.  in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige Anga-
ben erlangte Bescheinigung über eine Subventionsberechtigung oder über sub-
ventionserhebliche Tatsachen gebraucht. 

 
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter 
1.  aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter 

Belege für sich oder einen anderen eine nicht gerechtfertigte Subvention großen 
Ausmaßes erlangt, 

2.  seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht oder 

3.  die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine Stel-
lung mißbraucht. 

 
(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 
(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 leichtfertig handelt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(5) Nach den Absätzen 1 und 4 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, daß auf 
Grund der Tat die Subvention gewährt wird. 2Wird die Subvention ohne Zutun des 
Täters nicht gewährt, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, 
das Gewähren der Subvention zu verhindern. 
 
(6) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer Straftat 
nach den Absätzen 1 bis 3 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu be-
kleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen 
(§ 45 Abs. 2). 2Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, können eingezogen wer-
den; § 74 a ist anzuwenden. 
 
(7) Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist 
1.  eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an Be-

triebe oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil 
a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und 
b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll; 

2.  eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europäischen Ge-
meinschaften, die wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleistung ge-
währt wird. 

Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 ist auch das öffentliche Un-
ternehmen. 
 
(8) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen, 
1.  die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes von dem Subventionsgeber 

als subventionserheblich bezeichnet sind oder 
2.  von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder 

das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils gesetzlich ab-
hängig ist. 

 
§ 264 a Kapitalanlagebetrug  
 
(1) Wer im Zusammenhang mit 
1.  dem Vertrieb von Wertpapieren, Bezugsrechten oder von Anteilen, die eine 

Beteiligung an dem Ergebnis eines Unternehmens gewähren sollen, oder 
2.  dem Angebot, die Einlage auf solche Anteile zu erhöhen,  
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in Prospekten oder in Darstellungen oder Übersichten über den Vermögensstand 
hinsichtlich der für die Entscheidung über den Erwerb oder die Erhöhung erheblichen 
Umstände gegenüber einem größeren Kreis von Personen unrichtige vorteilhafte 
Angaben macht oder nachteilige Tatsachen verschweigt, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn sich die Tat auf Anteile an einem Vermögen 
bezieht, das ein Unternehmen im eigenen Namen, jedoch für fremde Rechnung 
verwaltet. 
 
(3) Nach den Absätzen 1 und 2 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, daß auf 
Grund der Tat die durch den Erwerb oder die Erhöhung bedingte Leistung erbracht 
wird. Wird die Leistung ohne Zutun des Täters nicht erbracht, so wird er straflos, 
wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Erbringen der Leistung zu verhin-
dern. 
 
§ 265 Versicherungsmißbrauch  
 
(1) Wer eine gegen Untergang, Beschädigung, Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, 
Verlust oder Diebstahl versicherte Sache beschädigt, zerstört, in ihrer Brauchbarkeit 
beeinträchtigt, beiseite schafft oder einem anderen überläßt, um sich oder einem 
Dritten Leistungen aus der Versicherung zu verschaffen, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 263 mit Strafe 
bedroht ist. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 265 a Erschleichen von Leistungen  
 
(1) Wer die Leistung eines Automaten oder eines öffentlichen Zwecken dienenden 
Telekommunikationsnetzes, die Beförderung durch ein Verkehrsmittel oder den Zu-
tritt zu einer Veranstaltung oder einer Einrichtung in der Absicht erschleicht, das 
Entgelt nicht zu entrichten, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe 
bedroht ist. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) Die §§ 247 und 248 a gelten entsprechend. 
 

§ 265 b Kreditbetrug  
 
(1) Wer einem Betrieb oder Unternehmen im Zusammenhang mit einem Antrag auf 
Gewährung, Belassung oder Veränderung der Bedingungen eines Kredits für einen 
Betrieb oder ein Unternehmen oder einen vorgetäuschten Betrieb oder ein vorge-
täuschtes Unternehmen 
1.  über wirtschaftliche Verhältnisse 

a) unrichtige oder unvollständige Unterlagen, namentlich Bilanzen, Gewinn- und 
Verlustrechnungen, Vermögensübersichten oder Gutachten vorlegt oder 
b) schriftlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht,  
die für den Kreditnehmer vorteilhaft und für die Entscheidung über einen solchen 
Antrag erheblich sind, oder 

2.  solche Verschlechterungen der in den Unterlagen oder Angaben dargestellten 
wirtschaftlichen Verhältnisse bei der Vorlage nicht mitteilt, die für die Entschei-
dung über einen solchen Antrag erheblich sind,  

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Nach Absatz 1 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, daß der Kreditgeber 
auf Grund der Tat die beantragte Leistung erbringt. Wird die Leistung ohne Zutun 
des Täters nicht erbracht, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft 
bemüht, das Erbringen der Leistung zu verhindern. 
 
(3) Im Sinne des Absatzes 1 sind 
1.  Betriebe und Unternehmen unabhängig von ihrem Gegenstand solche, die nach 

Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb 
erfordern; 

2.  Kredite Gelddarlehen aller Art, Akzeptkredite, der entgeltliche Erwerb und die 
Stundung von Geldforderungen, die Diskontierung von Wechseln und Schecks 
und die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistun-
gen. 

 
§ 266 Untreue  
 
(1) Wer die ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäft eingeräum-
te Befugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen zu verpflich-
ten, mißbraucht oder die ihm kraft Gesetzes, behördlichen Auftrags, Rechtsgeschäfts 
oder eines Treueverhältnisses obliegende Pflicht, fremde Vermögensinteressen 
wahrzunehmen, verletzt und dadurch dem, dessen Vermögensinteressen er zu 
betreuen hat, Nachteil zufügt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
 
(2) § 243 Abs. 2 und die §§ 247, 248 a und 263 Abs. 3 gelten entsprechend. 
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§ 266 a Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsent gelt  
 
(1) Wer als Arbeitgeber der Einzugsstelle Beiträge des Arbeitnehmers zur Sozialver-
sicherung einschließlich der Arbeitsförderung, unabhängig davon, ob Arbeitsentgelt 
gezahlt wird, vorenthält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstra-
fe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer als Arbeitgeber sonst Teile des Arbeitsentgelts, die er 
für den Arbeitnehmer an einen anderen zu zahlen hat, dem Arbeitnehmer einbehält, 
sie jedoch an den anderen nicht zahlt und es unterläßt, den Arbeitnehmer spätestens 
im Zeitpunkt der Fälligkeit oder unverzüglich danach über das Unterlassen der Zah-
lung an den anderen zu unterrichten. Satz 1 gilt nicht für die Teile des Arbeitsent-
gelts, die als Lohnsteuer einbehalten werden. 
 
(3)  Wer als Mitglied einer Ersatzkasse Beiträge zur Sozialversicherung einschließ-
lich der Arbeitsförderung, die er von seinem Arbeitgeber erhalten hat, der Einzugs-
stelle vorenthält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be-
straft. 
 
(4) In besonders schweren Fällen des Absatzes 1 ist die Strafe Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter  
1.  aus grobem Eigennutz in großem Ausmaß Beiträge vorenthält, 
2.  unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Belege fortgesetzt Beiträge 

vorenthält oder 
3.  die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine Stel-

lung missbraucht. 
 
(5) Dem Arbeitgeber stehen der Auftraggeber eines Heimarbeiters, Hausgewerbe-
treibenden oder einer Person, die im Sinne des Heimarbeitsgesetzes diesen gleich-
gestellt ist, sowie der Zwischenmeister gleich. 
 
(6) In den Fällen des Absatzes 1 kann das Gericht von einer Bestrafung nach dieser 
Vorschrift absehen, wenn der Arbeitgeber spätestens im Zeitpunkt der Fälligkeit oder 
unverzüglich danach der Einzugsstelle schriftlich 
1.  die Höhe der vorenthaltenen Beiträge mitteilt und 
2.  darlegt, warum die fristgemäße Zahlung nicht möglich ist, obwohl er sich darum 

ernsthaft bemüht hat. 
Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor und werden die Beiträge dann nach-
träglich innerhalb der von der Einzugsstelle bestimmten angemessenen Frist entrich-
tet, wird der Täter insoweit nicht bestraft. In den Fällen des Absatzes 3 gelten die 
Sätze 1 und 2 entsprechend. 
 

§ 266 b Mißbrauch von Scheck- und Kreditkarten  
 
(1) Wer die ihm durch die Überlassung einer Scheckkarte oder einer Kreditkarte 
eingeräumte Möglichkeit, den Aussteller zu einer Zahlung zu veranlassen, 
mißbraucht und diesen dadurch schädigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) § 248 a gilt entsprechend. 
 
§ 267 Urkundenfälschung  
 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine unechte Urkunde herstellt, eine echte 
Urkunde verfälscht oder eine unechte oder verfälschte Urkunde gebraucht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter 
1.  gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten 

Begehung von Betrug oder Urkundenfälschung verbunden hat, 
2.  einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt, 
3.  durch eine große Zahl von unechten oder verfälschten Urkunden die Sicherheit 

des Rechtsverkehrs erheblich gefährdet oder 
4.  seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht. 
 
(4) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer die Ur-
kundenfälschung als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von 
Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat, gewerbsmäßig 
begeht. 
 
§ 268 Fälschung technischer Aufzeichnungen  
 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 
1.  eine unechte technische Aufzeichnung herstellt oder eine technische Aufzeich-

nung verfälscht oder 
2.  eine unechte oder verfälschte technische Aufzeichnung gebraucht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Technische Aufzeichnung ist eine Darstellung von Daten, Meß- oder Rechenwer-
ten, Zuständen oder Geschehensabläufen, die durch ein technisches Gerät ganz 
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oder zum Teil selbsttätig bewirkt wird, den Gegenstand der Aufzeichnung allgemein 
oder für Eingeweihte erkennen läßt und zum Beweis einer rechtlich erheblichen 
Tatsache bestimmt ist, gleichviel ob ihr die Bestimmung schon bei der Herstellung 
oder erst später gegeben wird. 
 
(3) Der Herstellung einer unechten technischen Aufzeichnung steht es gleich, wenn 
der Täter durch störende Einwirkung auf den Aufzeichnungsvorgang das Ergebnis 
der Aufzeichnung beeinflußt. 
 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
 
(5) § 267 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
§ 269 Fälschung beweiserheblicher Daten  
 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr beweiserhebliche Daten so speichert oder 
verändert, daß bei ihrer Wahrnehmung eine unechte oder verfälschte Urkunde vor-
liegen würde, oder derart gespeicherte oder veränderte Daten gebraucht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) § 267 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
§ 270 Täuschung im Rechtsverkehr bei Datenverarbeit ung  
 
Der Täuschung im Rechtsverkehr steht die fälschliche Beeinflussung einer Daten-
verarbeitung im Rechtsverkehr gleich. 
 
§ 271 Mittelbare Falschbeurkundung  
 
(1) Wer bewirkt, daß Erklärungen, Verhandlungen oder Tatsachen, welche für Rech-
te oder Rechtsverhältnisse von Erheblichkeit sind, in öffentlichen Urkunden, Bü-
chern, Dateien oder Registern als abgegeben oder geschehen beurkundet oder 
gespeichert werden, während sie überhaupt nicht oder in anderer Weise oder von 
einer Person in einer ihr nicht zustehenden Eigenschaft oder von einer anderen 
Person abgegeben oder geschehen sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine falsche Beurkundung oder Datenspeicherung der 
in Absatz 1 bezeichneten Art zur Täuschung im Rechtsverkehr gebraucht. 
 

(3) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen Dritten zu 
bereichern oder eine andere Person zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 
 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 273 Verändern von amtlichen Ausweisen  
 
(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 
1.  eine Eintragung in einem amtlichen Ausweis entfernt, unkenntlich macht, über-

deckt oder unterdrückt oder eine einzelne Seite aus einem amtlichen Ausweis 
entfernt oder 

2.  einen derart veränderten amtlichen Ausweis gebraucht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat 
nicht in § 267 oder § 274 mit Strafe bedroht ist. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 274 Urkundenunterdrückung; Veränderung einer Gren zbezeichnung  
 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
1.  eine Urkunde oder eine technische Aufzeichnung, welche ihm entweder über-

haupt nicht oder nicht ausschließlich gehört, in der Absicht, einem anderen 
Nachteil zuzufügen, vernichtet, beschädigt oder unterdrückt, 

2.  beweiserhebliche Daten (§ 202 a Abs. 2), über die er nicht oder nicht aus-
schließlich verfügen darf, in der Absicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, 
löscht, unterdrückt, unbrauchbar macht oder verändert oder 

3.  einen Grenzstein oder ein anderes zur Bezeichnung einer Grenze oder eines 
Wasserstandes bestimmtes Merkmal in der Absicht, einem anderen Nachteil zu-
zufügen, wegnimmt, vernichtet, unkenntlich macht, verrückt oder fälschlich setzt. 

 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 275 Vorbereitung der Fälschung von amtlichen Ausw eisen  
 
(1) Wer eine Fälschung von amtlichen Ausweisen vorbereitet, indem er 
1.  Platten, Formen, Drucksätze, Druckstöcke, Negative, Matrizen oder ähnliche 

Vorrichtungen, die ihrer Art nach zur Begehung der Tat geeignet sind, 
2.  Papier, das einer solchen Papierart gleicht oder zum Verwechseln ähnlich ist, 

die zur Herstellung von amtlichen Ausweisen bestimmt und gegen Nachahmung 
besonders gesichert ist, oder 

3.  Vordrucke für amtliche Ausweise 
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herstellt, sich oder einem anderen verschafft, feilhält, verwahrt, einem anderen über-
läßt oder einzuführen oder auszuführen unternimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Handelt der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fort-
gesetzten Begehung von Straftaten nach Absatz 1 verbunden hat, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 
 
(3) § 149 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 
 
§ 276 Verschaffen von falschen amtlichen Ausweisen  
 
(1) Wer einen unechten oder verfälschten amtlichen Ausweis oder einen amtlichen 
Ausweis, der eine falsche Beurkundung der in den §§ 271 und 348 bezeichneten Art 
enthält, 
1.  einzuführen oder auszuführen unternimmt oder 
2.  in der Absicht, dessen Gebrauch zur Täuschung im Rechtsverkehr zu ermögli-

chen, sich oder einem anderen verschafft, verwahrt oder einem anderen über-
läßt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Handelt der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fort-
gesetzten Begehung von Straftaten nach Absatz 1 verbunden hat, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 
 
§ 276 a Aufenthaltsrechtliche Papiere; Fahrzeugpapi ere 
 
Die §§ 275 und 276 gelten auch für aufenthaltsrechtliche Papiere, namentlich Auf-
enthaltsgenehmigungen und Duldungen, sowie für Fahrzeugpapiere, namentlich 
Fahrzeugscheine und Fahrzeugbriefe. 
 
§ 277 Fälschung von Gesundheitszeugnissen  
 
Wer unter der ihm nicht zustehenden Bezeichnung als Arzt oder als eine andere 
approbierte Medizinalperson oder unberechtigt unter dem Namen solcher Personen 
ein Zeugnis über seinen oder eines anderen Gesundheitszustand ausstellt oder ein 
derartiges echtes Zeugnis verfälscht und davon zur Täuschung von Behörden oder 
Versicherungsgesellschaften Gebrauch macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

§ 278 Ausstellen unrichtiger Gesundheitszeugnisse  
 
Ärzte und andere approbierte Medizinalpersonen, welche ein unrichtiges Zeugnis 
über den Gesundheitszustand eines Menschen zum Gebrauch bei einer Behörde 
oder Versicherungsgesellschaft wider besseres Wissen ausstellen, werden mit Frei-
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 279 Gebrauch unrichtiger Gesundheitszeugnisse  
 
Wer, um eine Behörde oder eine Versicherungsgesellschaft über seinen oder eines 
anderen Gesundheitszustand zu täuschen, von einem Zeugnis der in den §§ 277 
und 278 bezeichneten Art Gebrauch macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 281 Mißbrauch von Ausweispapieren  
 
(1) Wer ein Ausweispapier, das für einen anderen ausgestellt ist, zur Täuschung im 
Rechtsverkehr gebraucht, oder wer zur Täuschung im Rechtsverkehr einem anderen 
ein Ausweispapier überläßt, das nicht für diesen ausgestellt ist, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar. 
 
(2) Einem Ausweispapier stehen Zeugnisse und andere Urkunden gleich, die im 
Verkehr als Ausweis verwendet werden. 
 
§ 282 Vermögensstrafe, Erweiterter Verfall und Einz iehung  
 
(1) In den Fällen der §§ 267 bis 269, 275 und 276 sind die §§ 43 a und 73 d anzu-
wenden, wenn der Täter als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten 
Begehung solcher Taten verbunden hat. § 73 d ist auch dann anzuwenden, wenn 
der Täter gewerbsmäßig handelt. 
 
(2) Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 267, § 268, § 271 Abs. 2 und 3, § 
273 oder § 276, dieser auch in Verbindung mit § 276 a, oder nach § 279 bezieht, 
können eingezogen werden. In den Fällen des § 275, auch in Verbindung mit § 276 
a, werden die dort bezeichneten Fälschungsmittel eingezogen. 
 
§ 283 Bankrott  
 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer bei 
Überschuldung oder bei drohender oder eingetretener Zahlungsunfähigkeit  
1.  Bestandteile seines Vermögens, die im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfah-

rens zur Insolvenzmasse gehören, beiseite schafft oder verheimlicht oder in ei-
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ner den Anforderungen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft widersprechenden 
Weise zerstört, beschädigt oder unbrauchbar macht, 

2.  in einer den Anforderungen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft widersprechen-
den Weise Verlust- oder Spekulationsgeschäfte oder Differenzgeschäfte mit Wa-
ren oder Wertpapieren eingeht oder durch unwirtschaftliche Ausgaben, Spiel 
oder Wette übermäßige Beträge verbraucht oder schuldig wird, 

3.  Waren oder Wertpapiere auf Kredit beschafft und sie oder die aus diesen Waren 
hergestellten Sachen erheblich unter ihrem Wert in einer den Anforderungen ei-
ner ordnungsgemäßen Wirtschaft widersprechenden Weise veräußert oder 
sonst abgibt, 

4.  Rechte anderer vortäuscht oder erdichtete Rechte anerkennt, 
5.  Handelsbücher, zu deren Führung er gesetzlich verpflichtet ist, zu führen unter-

läßt oder so führt oder verändert, daß die Übersicht über seinen Vermögens-
stand erschwert wird, 

6.  Handelsbücher oder sonstige Unterlagen, zu deren Aufbewahrung ein Kauf-
mann nach Handelsrecht verpflichtet ist, vor Ablauf der für Buchführungspflichti-
ge bestehenden Aufbewahrungsfristen beiseite schafft, verheimlicht, zerstört 
oder beschädigt und dadurch die Übersicht über seinen Vermögensstand er-
schwert, 

7.  entgegen dem Handelsrecht 
a) Bilanzen so aufstellt, daß die Übersicht über seinen Vermögensstand er-
schwert wird, oder 
b) es unterläßt, die Bilanz seines Vermögens oder das Inventar in der vorge-
schriebenen Zeit aufzustellen, oder 

8.  in einer anderen, den Anforderungen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft grob 
widersprechenden Weise seinen Vermögensstand verringert oder seine wirkli-
chen geschäftlichen Verhältnisse verheimlicht oder verschleiert. 

 
(2) Ebenso wird bestraft, wer durch eine der in Absatz 1 bezeichneten Handlungen 
seine Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit herbeiführt. 
 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
 
(4) Wer in den Fällen 
1. des Absatzes 1 die Überschuldung oder die drohende oder eingetretene Zah-
lungsunfähigkeit fahrlässig nicht kennt oder 
2. des Absatzes 2 die Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit leichtfertig verur-
sacht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(5) Wer in den Fällen 

1.  des Absatzes 1 Nr. 2, 5 oder 7 fahrlässig handelt und die Überschuldung oder 
die drohende oder eingetretene Zahlungsunfähigkeit wenigstens fahrlässig nicht 
kennt oder 

2.  des Absatzes 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 2, 5 oder 7 fahrlässig handelt 
und die Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit wenigstens leichtfertig verur-
sacht, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(6) Die Tat ist nur dann strafbar, wenn der Täter seine Zahlungen eingestellt hat oder 
über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder der Eröffnungsantrag 
mangels Masse abgewiesen worden ist. 
 
§ 283 a Besonders schwerer Fall des Bankrotts  
 
In besonders schweren Fällen des § 283 Abs. 1 bis 3 wird der Bankrott mit Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall 
liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
1.  aus Gewinnsucht handelt oder 
2.  wissentlich viele Personen in die Gefahr des Verlustes ihrer ihm anvertrauten 

Vermögenswerte oder in wirtschaftliche Not bringt. 
 
§ 283 b Verletzung der Buchführungspflicht  
 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
1.  Handelsbücher, zu deren Führung er gesetzlich verpflichtet ist, zu führen unter-

läßt oder so führt oder verändert, daß die Übersicht über seinen Vermögens-
stand erschwert wird, 

2.  Handelsbücher oder sonstige Unterlagen, zu deren Aufbewahrung er nach Han-
delsrecht verpflichtet ist, vor Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen bei-
seite schafft, verheimlicht, zerstört oder beschädigt und dadurch die Übersicht 
über seinen Vermögensstand erschwert, 

3. entgegen dem Handelsrecht 
a) Bilanzen so aufstellt, daß die Übersicht über seinen Vermögensstand er-
schwert wird, oder 
b) es unterläßt, die Bilanz seines Vermögens oder das Inventar in der vorge-
schriebenen Zeit aufzustellen. 

 
(2) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 oder 3 fahrlässig handelt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(3) § 283 Abs. 6 gilt entsprechend. 
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§ 283 c Gläubigerbegünstigung  
 
(1) Wer in Kenntnis seiner Zahlungsunfähigkeit einem Gläubiger eine Sicherheit oder 
Befriedigung gewährt, die dieser nicht oder nicht in der Art oder nicht zu der Zeit zu 
beanspruchen hat, und ihn dadurch absichtlich oder wissentlich vor den übrigen 
Gläubigern begünstigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) § 283 Abs. 6 gilt entsprechend. 
 
§ 283 d Schuldnerbegünstigung  
 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
1.  in Kenntnis der einem anderen drohenden Zahlungsunfähigkeit oder 
2.  nach Zahlungseinstellung, in einem Insolvenzverfahren oder in einem Verfahren 

zur Herbeiführung der Entscheidung über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
eines anderen  

Bestandteile des Vermögens eines anderen, die im Falle der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens zur Insolvenzmasse gehören, mit dessen Einwilligung oder zu des-
sen Gunsten beiseite schafft oder verheimlicht oder in einer den Anforderungen einer 
ordnungsgemäßen Wirtschaft widersprechenden Weise zerstört, beschädigt oder 
unbrauchbar macht. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter 
1.  aus Gewinnsucht handelt oder 
2.  wissentlich viele Personen in die Gefahr des Verlustes ihrer dem anderen anver-

trauten Vermögenswerte oder in wirtschaftliche Not bringt. 
 
(4) Die Tat ist nur dann strafbar, wenn der andere seine Zahlungen eingestellt hat 
oder über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder der Eröffnungsantrag 
mangels Masse abgewiesen worden ist. 
 
§ 291 Wucher  
 
(1) Wer die Zwangslage, die Unerfahrenheit, den Mangel an Urteilsvermögen oder 
die erhebliche Willensschwäche eines anderen dadurch ausbeutet, daß er sich oder 
einem Dritten 

1.  für die Vermietung von Räumen zum Wohnen oder damit verbundene Neben-
leistungen, 

2.  für die Gewährung eines Kredits, 
3.  für eine sonstige Leistung oder 
4.  für die Vermittlung einer der vorbezeichneten Leistungen 
Vermögensvorteile versprechen oder gewähren läßt, die in einem auffälligen Miß-
verhältnis zu der Leistung oder deren Vermittlung stehen, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Wirken mehrere Personen als Leistende, 
Vermittler oder in anderer Weise mit und ergibt sich dadurch ein auffälliges Miß-
verhältnis zwischen sämtlichen Vermögensvorteilen und sämtlichen Gegenleistun-
gen, so gilt Satz 1 für jeden, der die Zwangslage oder sonstige Schwäche des ande-
ren für sich oder einen Dritten zur Erzielung eines übermäßigen Vermögensvorteils 
ausnutzt. 
 
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter 
1.  durch die Tat den anderen in wirtschaftliche Not bringt, 
2.  die Tat gewerbsmäßig begeht, 
3.  sich durch Wechsel wucherische Vermögensvorteile versprechen läßt. 
 
§ 298 Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Aussc hreibungen  
 
(1) Wer bei einer Ausschreibung über Waren oder gewerbliche Leistungen ein Ange-
bot abgibt, das auf einer rechtswidrigen Absprache beruht, die darauf abzielt, den 
Veranstalter zur Annahme eines bestimmten Angebots zu veranlassen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Ausschreibung im Sinne des Absatzes 1 steht die freihändige Vergabe eines 
Auftrages nach vorausgegangenem Teilnahmewettbewerb gleich. 
 
(3) Nach Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2, wird nicht bestraft, wer freiwillig 
verhindert, daß der Veranstalter das Angebot annimmt oder dieser seine Leistung 
erbringt. Wird ohne Zutun des Täters das Angebot nicht angenommen oder die Leis-
tung des Veranstalters nicht erbracht, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und 
ernsthaft bemüht, die Annahme des Angebots oder das Erbringen der Leistung zu 
verhindern. 
 
§ 299 Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlic hen Verkehr  
 
(1) Wer als Angestellter oder Beauftragter eines geschäftlichen Betriebes im ge-
schäftlichen Verkehr einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür 
fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er einen anderen bei dem Bezug 
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von Waren oder gewerblichen Leistungen im Wettbewerb in unlauterer Weise bevor-
zuge, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbe-
werbs einem Angestellten oder Beauftragten eines geschäftlichen Betriebes einen 
Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder 
gewährt, daß er ihn oder einen anderen bei dem Bezug von Waren oder gewerbli-
chen Leistungen in unlauterer Weise bevorzuge. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Handlungen im ausländischen Wettbewerb. 
 
§ 303 Sachbeschädigung  
 
(1) Wer rechtswidrig eine fremde Sache beschädigt oder zerstört, wird mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 303 a Datenveränderung  
 
(1) Wer rechtswidrig Daten (§ 202 a Abs. 2) löscht, unterdrückt, unbrauchbar macht 
oder verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 303 b Computersabotage  
 
(1) Wer eine Datenverarbeitung, die für einen fremden Betrieb, ein fremdes Unter-
nehmen oder eine Behörde von wesentlicher Bedeutung ist, dadurch stört, daß er 
1. eine Tat nach § 303 a Abs. 1 begeht oder 
2.  eine Datenverarbeitungsanlage oder einen Datenträger zerstört, beschädigt, 

unbrauchbar macht, beseitigt oder verändert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
§ 323 a Vollrausch  
 
(1) Wer sich vorsätzlich oder fahrlässig durch alkoholische Getränke oder andere 
berauschende Mittel in einen Rausch versetzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn er in diesem Zustand eine rechtswidrige 

Tat begeht und ihretwegen nicht bestraft werden kann, weil er infolge des Rausches 
schuldunfähig war oder weil dies nicht auszuschließen ist. 
 
(2) Die Strafe darf nicht schwerer sein als die Strafe, die für die im Rausch begange-
ne Tat angedroht 
ist. 
 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag, mit Ermächtigung oder auf Strafverlangen verfolgt, 
wenn die Rauschtat nur auf Antrag, mit Ermächtigung oder auf Strafverlangen ver-
folgt werden könnte. 
 
§ 323 c Unterlassene Hilfeleistung  
 
Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet, obwohl 
dies erforderlich und ihm den Umständen nach zuzumuten, insbesondere ohne er-
hebliche eigene Gefahr und ohne Verletzung anderer wichtiger Pflichten möglich ist, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
 
§ 324 Gewässerverunreinigung 
 
(1) Wer unbefugt ein Gewässer verunreinigt oder sonst dessen Eigenschaften 
nachteilig verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 
 
§ 324 a Bodenverunreinigung  
 
(1) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Stoffe in den Boden ein-
bringt, eindringen läßt oder freisetzt und diesen dadurch 
1.  in einer Weise, die geeignet ist, die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen 

oder andere Sachen von bedeutendem Wert oder ein Gewässer zu schädigen, 
oder 

2.  in bedeutendem Umfang verunreinigt oder sonst nachteilig verändert, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
(2) Der Versuch ist strafbar. 
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(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 
 
§ 325 Luftverunreinigung  
 
(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, 
unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Veränderungen der Luft verur-
sacht, die geeignet sind, außerhalb des zur Anlage gehörenden Bereichs die Ge-
sundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem Wert 
zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 
 
(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, 
unter grober Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Schadstoffe in bedeuten-
dem Umfang in die Luft außerhalb des Betriebsgeländes freisetzt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 
 
(4) Schadstoffe im Sinne des Absatzes 2 sind Stoffe, die geeignet sind, 
1.  die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeu-

tendem Wert zu schädigen oder 
2.  nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu verunreinigen oder sonst 

nachteilig zu verändern. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Wasser-
fahrzeuge. 
 
§ 325 a Verursachen von Lärm, Erschütterungen und n ichtionisierenden Strah-
len 
 
(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, 
unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Lärm verursacht, der geeignet ist, 
außerhalb des zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen zu 
schädigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, 
unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten, die dem Schutz vor Lärm, Erschüt-
terungen oder nichtionisierenden Strahlen dienen, die Gesundheit eines anderen, 
ihm nicht gehörende Tiere oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
1.  in den Fällen des Absatzes 1 Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe, 
2.  in den Fällen des Absatzes 2 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Wasser-
fahrzeuge. 
 
§ 326 Unerlaubter Umgang mit gefährlichen Abfällen  
 
(1) Wer unbefugt Abfälle, die 
1.  Gifte oder Erreger von auf Menschen oder Tiere übertragbaren gemeingefährli-

chen Krankheiten enthalten oder hervorbringen können, 
2.  für den Menschen krebserzeugend, fruchtschädigend oder erbgutverändernd 

sind, 
3.  explosionsgefährlich, selbstentzündlich oder nicht nur geringfügig radioaktiv sind 

oder 
4.  nach Art, Beschaffenheit oder Menge geeignet sind, 

a) nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu verunreinigen oder 
sonst nachteilig zu verändern oder 
b) einen Bestand von Tieren oder Pflanzen zu gefährden,  

außerhalb einer dafür zugelassenen Anlage oder unter wesentlicher Abweichung von 
einem vorgeschriebenen oder zugelassenen Verfahren behandelt, lagert, ablagert, 
abläßt oder sonst beseitigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer Abfälle im Sinne des Absatzes 1 entgegen einem Ver-
bot oder ohne die erforderliche Genehmigung in den, aus dem oder durch den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes verbringt. 
 
(3) Wer radioaktive Abfälle unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten nicht 
abliefert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist der Versuch strafbar. 
 
(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
1.  in den Fällen der Absätze 1 und 2 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geld-

strafe, 
2.  in den Fällen des Absatzes 3 Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 
 
(6) Die Tat ist dann nicht strafbar, wenn schädliche Einwirkungen auf die Umwelt, 
insbesondere auf Menschen, Gewässer, die Luft, den Boden, Nutztiere oder Nutz-
pflanzen, wegen der geringen Menge der Abfälle offensichtlich ausgeschlossen sind. 
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§ 327 Unerlaubtes Betreiben von Anlagen  
 
(1) Wer ohne die erforderliche Genehmigung oder entgegen einer vollziehbaren 
Untersagung  
1.  eine kerntechnische Anlage betreibt, eine betriebsbereite oder stillgelegte kern-

technische Anlage innehat oder ganz oder teilweise abbaut oder eine solche An-
lage oder ihren Betrieb wesentlich ändert oder 

2.  eine Betriebsstätte, in der Kernbrennstoffe verwendet werden, oder deren Lage 
wesentlich ändert, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
1.  eine genehmigungsbedürftige Anlage oder eine sonstige Anlage im Sinne des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes, deren Betrieb zum Schutz vor Gefahren un-
tersagt worden ist, 

2.  eine genehmigungsbedürftige oder anzeigepflichtige Rohrleitungsanlage zum 
Befördern wassergefährdender Stoffe im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes 
oder 

3.  eine Abfallentsorgungsanlage im Sinne des Kreislaufwirtschafts und Abfallge-
setzes 

ohne die nach dem jeweiligen Gesetz erforderliche Genehmigung oder Planfeststel-
lung oder entgegen einer auf dem jeweiligen Gesetz beruhenden vollziehbaren Un-
tersagung betreibt. 
 
(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
1.  in den Fällen des Absatzes 1 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe, 
2.  in den Fällen des Absatzes 2 Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 
 
§ 328 Unerlaubter Umgang mit radioaktiven Stoffen u nd anderen gefährlichen 
Stoffen und Gütern  
 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
1.  wer ohne die erforderliche Genehmigung oder entgegen einer vollziehbaren 

Untersagung Kernbrennstoffe oder 
2.  wer grob pflichtwidrig ohne die erforderliche Genehmigung oder wer entgegen 

einer vollziehbaren Untersagung sonstige radioaktive Stoffe, die nach Art, Be-
schaffenheit oder Menge geeignet sind, durch ionisierende Strahlen den Tod 
oder eine schwere Gesundheitsschädigung eines anderen herbeizuführen, 

aufbewahrt, befördert, bearbeitet, verarbeitet oder sonst verwendet, einführt oder 
ausführt. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1.  Kernbrennstoffe, zu deren Ablieferung er auf Grund des Atomgesetzes verpflich-
tet ist, nicht unverzüglich abliefert, 

2.  Kernbrennstoffe oder die in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten Stoffe an Unberechtigte 
abgibt oder die Abgabe an Unberechtigte vermittelt, 

3.  eine nukleare Explosion verursacht oder 
4.  einen anderen zu einer in Nummer 3 bezeichneten Handlung verleitet oder eine 

solche Handlung fördert. 
 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unter 
grober Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten 
1.  beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder technischen 

Einrichtung, radioaktive Stoffe oder Gefahrstoffe im Sinne des Chemikalienge-
setzes lagert, bearbeitet, verarbeitet oder sonst verwendet oder 

2.  gefährliche Güter befördert, versendet, verpackt oder auspackt, verlädt oder 
entlädt, entgegennimmt oder anderen überläßt 

und dadurch die Gesundheit eines anderen, ihm nicht gehörende Tiere oder fremde 
Sachen von bedeutendem Wert gefährdet. 
 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
 
(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe. 
 
(6) Die Absätze 4 und 5 gelten nicht für Taten nach Absatz 2 Nr. 4. 
 
§ 329 Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete  
 
(1) Wer entgegen einer auf Grund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnung über ein Gebiet, das eines besonderen Schutzes vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Geräusche bedarf oder 
in dem während austauscharmer Wetterlagen ein starkes Anwachsen schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen zu befürchten ist, Anlagen inner-
halb des Gebiets betreibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. Ebenso wird bestraft, wer innerhalb eines solchen Gebiets Anlagen 
entgegen einer vollziehbaren Anordnung betreibt, die auf Grund einer in Satz 1 be-
zeichneten Rechtsverordnung ergangen ist. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Kraft-
fahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeuge. 
 
(2) Wer entgegen einer zum Schutz eines Wasser- oder Heilquellenschutzgebietes 
erlassenen Rechtsvorschrift oder vollziehbaren Untersagung 
1.  betriebliche Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen betreibt, 
2.  Rohrleitungsanlagen zum Befördern wassergefährdender Stoffe betreibt oder 

solche Stoffe befördert oder 
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3.  im Rahmen eines Gewerbebetriebes Kies, Sand, Ton oder andere feste Stoffe 
abbaut, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Betriebliche 
Anlage im Sinne des Satzes 1 ist auch die Anlage in einem öffentlichen Unterneh-
men. 
 
(3) Wer entgegen einer zum Schutz eines Naturschutzgebietes, einer als Natur-
schutzgebiet einstweilig sichergestellten Fläche oder eines Nationalparks erlassenen 
Rechtsvorschrift oder vollziehbaren Untersagung 
1.  Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut oder gewinnt, 
2.  Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt, 
3.  Gewässer schafft, verändert oder beseitigt, 
4.  Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete entwässert, 
5.  Wald rodet, 
6.  Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschützten 

Art tötet, fängt, diesen nachstellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört 
oder entfernt, 

7.  Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschütz-
ten Art beschädigt oder entfernt oder 

8.  ein Gebäude errichtet 
und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht unerheblich beeinträchtigt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(4) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
1.  in den Fällen der Absätze 1 und 2 Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geld-

strafe, 
2.  in den Fällen des Absatzes 3 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
 
§ 330 Besonders schwerer Fall einer Umweltstraftat  
 
(1) In besonders schweren Fällen wird eine vorsätzliche Tat nach den §§ 324 bis 329 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
1.  ein Gewässer, den Boden oder ein Schutzgebiet im Sinne des § 329 Abs. 3 

derart beeinträchtigt, daß die Beeinträchtigung nicht, nur mit außerordentlichem 
Aufwand oder erst nach längerer Zeit beseitigt werden kann, 

2.  die öffentliche Wasserversorgung gefährdet, 
3.  einen Bestand von Tieren oder Pflanzen der vom Aussterben bedrohten Arten 

nachhaltig schädigt oder 
4.  aus Gewinnsucht handelt. 
 
(2) Wer durch eine vorsätzliche Tat nach den §§ 324 bis 329 

1.  einen anderen Menschen in die Gefahr des Todes oder einer schweren Ge-
sundheitsschädigung oder eine große Zahl von Menschen in die Gefahr einer 
Gesundheitsschädigung bringt oder 

2.  den Tod eines anderen Menschen verursacht, 
wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren be-
straft, wenn die Tat nicht in § 330 a Abs. 1 bis 3 mit Strafe bedroht ist. 
 
(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 ist auf Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 auf 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 
 
§ 330 a Schwere Gefährdung durch Freisetzen von Gif ten  
 
(1) Wer Stoffe, die Gifte enthalten oder hervorbringen können, verbreitet oder frei-
setzt und dadurch die Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädi-
gung eines anderen Menschen oder die Gefahr einer Gesundheitsschädigung einer 
großen Zahl von Menschen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu zehn Jahren bestraft. 
 
(2) Verursacht der Täter durch die Tat den Tod eines anderen Menschen, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren. 
 
(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 2 auf Freiheits-
strafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 
 
(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(5) Wer in den Fällen des Absatzes 1 leichtfertig handelt und die Gefahr fahrlässig 
verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 330 b Tätige Reue  
 
(1) 1Das Gericht kann in den Fällen des § 325 a Abs. 2, des § 326 Abs. 1 bis 3, des 
§ 328 Abs. 1 bis 3 und des § 330 a Abs. 1, 3 und 4 die Strafe nach seinem Ermes-
sen mildern(§ 49 Abs. 2) oder von Strafe nach diesen Vorschriften absehen, wenn 
der Täter freiwillig die Gefahr abwendet oder den von ihm verursachten Zustand 
beseitigt, bevor ein erheblicher Schaden entsteht. Unter denselben Voraussetzungen 
wird der Täter nicht nach § 325 a Abs. 3 Nr. 2, § 326 Abs. 5, § 328 Abs. 5 und § 330 
a Abs. 5 bestraft. 
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(2) Wird ohne Zutun des Täters die Gefahr abgewendet oder der rechtswidrig verur-
sachte Zustand beseitigt, so genügt sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, die-
ses Ziel zu erreichen. 
 
§ 330 c Einziehung  
 
Ist eine Straftat nach den §§ 326, 327 Abs. 1 oder 2, §§ 328, 329 Abs. 1, 2 oder 3, 
dieser auch in Verbindung mit Abs. 4, begangen worden, so können  
1.  Gegenstände, die durch die Tat hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder 

Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind, und 
2.  Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, 
eingezogen werden. § 74 a ist anzuwenden. 
 
§ 330 d Begriffsbestimmungen  
 
Im Sinne dieses Abschnitts ist 
1.  ein Gewässer: 

ein oberirdisches Gewässer, das Grundwasser und das Meer; 
2.  eine kerntechnische Anlage: 

eine Anlage zur Erzeugung oder zur Bearbeitung oder Verarbeitung oder zur 
Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstof-
fe; 

3.  ein gefährliches Gut: 
ein Gut im Sinne des Gesetzes über die Beförderung gefährlicher Güter und ei-
ner darauf beruhenden Rechtsverordnung und im Sinne der Rechtsvorschriften 
über die internationale Beförderung gefährlicher Güter im jeweiligen Anwen-
dungsbereich; 

4.  eine verwaltungsrechtliche Pflicht: 
eine Pflicht, die sich aus 
a)  einer Rechtsvorschrift, 
b)  einer gerichtlichen Entscheidung, 
c)  einem vollziehbaren Verwaltungsakt, 
d)  einer vollziehbaren Auflage oder 
e)  einem öffentlich-rechtlichen Vertrag, soweit die Pflicht auch durch Verwal-

tungsakt hätte auferlegt werden können, 
ergibt und dem Schutz vor Gefahren oder schädlichen Einwirkungen auf die 
Umwelt, insbesondere auf Menschen, Tiere oder Pflanzen, Gewässer, die Luft 
oder den Boden, dient; 

5.  ein Handeln ohne Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige Zulassung: 
auch ein Handeln auf Grund einer durch Drohung, Bestechung oder Kollusion 
erwirkten oder durch unrichtige oder unvollständige Angaben erschlichenen Ge-
nehmigung, Planfeststellung oder sonstigen Zulassung. 

 

§ 333 Vorteilsgewährung  
 
(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichte-
ten oder einem Soldaten der Bundeswehr für die Dienstausübung einen Vorteil für 
diesen oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß er eine richterliche 
Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  
 
(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige Behörde im Rah-
men ihrer Befugnisse entweder die Annahme des Vorteils durch den Empfänger 
vorher genehmigt hat oder sie auf unverzügliche Anzeige des Empfängers geneh-
migt. 
 
§ 334 Bestechung  
 
(1) Wer einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichte-
ten oder einem Soldaten der Bundeswehr einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß er eine Diensthand-
lung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten 
verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe. 
 
(2) Wer einem Richter oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 
als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß er eine richterliche 
Handlung 
1.  vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder 
2.  künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzen würde, 
wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung anbietet, 
verspricht oder gewährt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn 
er den anderen zu bestimmen versucht, daß dieser 
1.  bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder, 
2.  soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der Ausübung des 

Ermessens durch den Vorteil beeinflussen läßt. 
 


